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I N HA LT

In letzter Zeit ist es vermehrt zu Problemen bei der Zu-

stellung von behördlichen Schriftstücken an Obmänner

von Gemeindegutsagrargemeinschaften gekommen. Eine

Hinterlegung der Schriftstücke beim Gemeindeamt schei-

terte in diesen Fällen auf Grund der Verweigerung von Ge-

meindebediensteten und in weiterer Folge unter Verweis

auf § 17 Abs. 1 Zustellgesetz der Annahme des Zustellers,

dass sich der Empfänger (Obmann) nicht regelmäßig an

der Abgabestelle Gemeindeamt aufhält.

Aus gegebenem Anlass und um weiterhin rechtswirk-

same Zustellungen an Obmänner von Gemeindegutsa-

grargemeinschaften zu gewährleisten, sieht sich die Agrar-

behörde (Abteilung Agrargemeinschaften) zu folgender

Klarstellung veranlasst:

Die mit der Novelle zum Tiroler Flurverfassungslan-

desgesetz 1996, LGBl. Nr. 70/2014, in Kraft getretene Be-

stimmung des § 36a Abs. 2 legt für Gemeindegutsagrar-

gemeinschaften fest, dass in der Satzung als Sitz einer Ge-

meindegutsagrargemeinschaft das Gemeindeamt der sub-

stanzberechtigten Gemeinde festzulegen ist. § 86e Abs. 1

TFLG 1996 bestimmt weiter, dass bis zur Festlegung des

Sitzes einer Agrargemeinschaft auf Gemeindegut in der

Satzung, das Gemeindeamt der substanzberechtigten Ge-

meinde als Sitz der Agrargemeinschaft gilt bzw. im Falle

des Vorliegens mehrerer substanzberechtigter Gemeinden,

das Gemeindeamt jener Gemeinde mit der höchsten (hö-

heren) Einwohnerzahl. 

Sitz einer Agrargemeinschaft auf Gemeindegut ist so-

hin – unabhängig von der Beschlussfassung über eine neue

Satzung – jedenfalls das Gemeindeamt der substanzbe-

rechtigten Gemeinde.

Bei der Bestimmung einer juristischen Person als Emp-

fängerin eines Dokuments kann die Behörde grundsätzlich

nach freiem Ermessen entweder die Zustellung direkt an

die juristische Person oder aber an eine individuell be-

stimmte zur Empfangnahme befugte Person in ihrer Or-

ganfunktion (zH des Obmannes/Substanzverwalters), aber

immer nur am Sitz der juristischen Person, verfügen. Durch

die Angabe der jeweiligen Organfunktion wirkt die Zu-

stellung nur in der Organfunktion, nicht aber in der Rechts-

sphäre der handelnden Person (VwGH vom 17.6.1992,

92/02/0068, OGH 4.4.1990, 9 ObA 88/90).

Bei Gemeindegutsagrargemeinschaften liegt nunmehr

aber die besondere Konstellation einer geteilten Außen-

vertretungsbefugnis vor: In den ausschließlichen Sub-

stanzangelegenheiten und in den „gemischten“ Angele-

genheiten kommt dem Substanzverwalter die alleinige Au-

ßenvertretungsbefugnis zu, in den Angelegenheiten be-

treffend die land- und forstwirtschaftlichen Nutzungs-

rechte hat der Obmann die alleinige Außenvertretungsbe-

fugnis. Aufgrund dieser gespaltenen Vertretungsbefugnis

ist die Behörde dazu verpflichtet, bereits in der Zustell-

verfügung den zur Empfangnahme befugten Vertreter zu

bezeichnen. Das dabei genannte Organ (Substanzverwal-
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ter oder Obmann) wird damit zum formellen Empfänger

der Sendung (vgl. VwGH vom 21.04.2010, GZ

2007/03/0173). Materielle Empfängerin bleibt natürlich

die Gemeindegutsagrargemeinschaft, das jeweilige Organ

handelt nur anstelle dieser juristischen Person. Die Wohn-

adresse des jeweiligen Organs wird dadurch jedenfalls

nicht zur Abgabestelle und Zustelladresse des materiellen

Empfängers.

Eine rechtswirksame Zustellung an den Empfänger Ge-

meindegutsagrargemeinschaft – unabhängig davon ob die

Angelegenheit den außenvertretungsbefugten Obmann

oder den außenvertretungsbefugten Substanzverwalter be-

trifft – kann deshalb nur an die Abgabestelle (=Zustell-

adresse) der Gemeindegutsagrargemeinschaft erfolgen. Im

Sinn des § 2 Ziffer 4 ZustG gilt der Sitz einer Agrarge-

meinschaft als Abgabestelle und ist der Sitz damit auch als

Zustelladresse zu werten (vgl. § 2 Ziffer 3 ZustG). 

Das Gemeindeamt der substanzberechtigten Gemeinde

als Sitz der Gemeindegutsagrargemeinschaft ist, vorbe-

haltlich einer Verfügung des empfangsberechtigten Orga-

nes in einem laufenden Verfahren im Sinn des § 2 Z 4 ZustG

zwingende Abgabestelle und Zustelladresse (VwGH

18.6.2012, 2012/04/0013).

Eine Ersatzzustellung bei einer Zustellverfügung lau-

tend auf „zH des Obmannes“ im Sinn des § 16 ZustG wird

regelmäßig scheitern, weil die am Gemeindeamt anwe-

senden Personen (zb. Gemeindebedienstete) im Normal-

fall nicht Arbeitnehmer oder Arbeitgeber des Empfängers

(Gemeindegutsagrargemeinschaft) sein werden.

Hält sich der Obmann zum Zeitpunkt der (physischen)

Zustellung nicht an der Abgabestelle (=Gemeindeamt der

substanzberechtigten Gemeinde) auf, so hat der Zusteller

das Dokument im Sinn des § 17 Abs. 1 ZustG zu hinterle-

gen. 

Die An- oder Abwesenheit des jeweiligen Organwalters

am Sitz der Agrargemeinschaft ist hingegen kein Kriteri-

um für eine zulässige Zustellung. Anknüpfend an die Ju-

dikatur des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH vom

18.6.2012, 2012/04/0013), der zu Folge lediglich eine rei-

ne „Briefkastenadresse“ keine taugliche Abgabestelle dar-

stellt, ist bei einem gesetzlich vorgegebenen Sitz grund-

sätzlich immer von dieser Abgabestelle auszugehen. Es ob-

liegt daher den Organen einer juristischen Person, geeig-

nete Vorkehrungen zu treffen, um von einer Zustellung

durch Hinterlegung fristgerecht Kenntnis zu erlangen. 

Zusammenfassend ist sohin festzuhalten, dass eine

fristbefreiende Zustellung von Dokumenten an den Ob-

mann einer Gemeindegutsagrargemeinschaft nur über das

Gemeindeamt der substanzberechtigten Gemeinde als ge-

setzlich vorherbestimmte Abgabestelle möglich ist. Dies

gilt nur dann nicht, wenn der Obmann über die Österrei-

chische Post AG einen Nachsendeauftrag veranlasst hat

oder dieser der Behörde in einem laufenden Verfahren eine

andere Abgabestelle angegeben hat.

Eine Empfangnahme des Dokumentes durch Gemein-

debedienstete wird regelmäßig scheitern, zumal diese am

Gemeindeamt anwesenden Personen im Normalfall nicht

Arbeitnehmer oder Arbeitgeber des Empfängers (Ge-

meindegutsagrargemeinschaft) sind. Eine direkte Emp-

fangnahme durch Gemeindebedienstete kommt nur in Be-

tracht, wenn diese vom Obmann mittels Postvollmacht zur

Empfangnahme betraut wurden. 

Sofern sich der Obmann der Gemeindegutsagrarge-

meinschaft zum Zeitpunkt der (physischen) Zustellung

nicht an der Abgabestelle aufhält, ist das Dokument vom

Zusteller im Sinn des § 17 ZustG zu hinterlegen. Der Ob-

mann hat geeignete Vorkehrungen zu treffen, um von ei-

ner Zustellung durch Hinterlegung fristgerecht Kenntnis

zu erlangen. Es kann nicht davon ausgegangen werden,

dass sich der Obmann nicht regelmäßig an der Abgabe-

stelle aufhält. Jedenfalls kann die Hinterlegung aus diesem

Grund nicht scheitern.

Mag. Christoph Baldauf

Abteilung Agrargemeinschaften
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Die Tiroler Landesregierung hat im August 2013 den-

Beschluss gefasst, das niederrangige Straßennetz im Dau-

ersiedlungsraum in den Tiroler Gemeinden systematisch

zu erheben. Für diese Grundlagenerhebung kamen rund

13.000 km an Straßen und Wege infrage. Unter dem Pro-

jekttitel StETiG (Straßen-Erhebung in den Tiroler Ge-

meinden) wurde diese Erhebung unter der Federführung

der Abt. Geoinformation und der fachlichen Begleitung des

Sachgebietes Ländlicher Raum bzw. der Agrar Lienz so-

wie mit tatkräftiger Mithilfe der Gemeindeverwaltungen in

den letzten zwei Jahren (Februar 2014 -  April 2016) durch-

geführt. Im März 2014 wurde an gleicher Stelle über den

Projektbeginn berichtet. Mittlerweile ist die Erhebung ab-

geschlossen und erste Auswertungen stehen zur Verfügung. 

Ausgangssituation

Die bauliche Erhaltung des niederrangigen Straßennet-

zes stellt für die zuständigen Gemeinden oder Straßen- und

Weginteressentschaften zunehmend eine Herausforderung

dar. Informationen über den künftigen Erhaltungs- und In-

vestitionsbedarf zur Sicherstellung einer leistungsfähigen

und bedarfsgerechten Verkehrsinfrastruktur fehlen jedoch. 

Im Zuge des Projektes StETiG galt es nun, das im Da-

tenmodell der Graphen-Integrations-Plattform (kurz GIP)

vorgehaltene niederrangige Straßennetz bezüglich Aktua-

lität und Qualität zu prüfen und zu verbessern. Nachdem

die GIP bereits für verschiedene landes- und bundesweite

Anwendungen (Routingsystem der Verkehrsauskunft

Österreich, Pendlerrechner des BMF, Verwaltungsgrund-

karte - basemap.at, Einsatzleitsystem der Leitstelle Tirol,

tirisMaps 2.0, Verortung von StVO-Maßnahmen durch die

Bezirksverwaltungsbehörden, etc.) eine wesentliche

Grundlage bildet, war es auch unter diesem Gesichtspunkt

erforderlich, eine qualitative Optimierung des niederran-

gigen Straßennetzes zu erreichen.

Als Erhebungsmasse wurde das gesamte Straßen- und

Wegenetz im Dauersiedlungsraum (ausgenommen Lan-

desstraßen B+L sowie Forststraßen) definiert. Somit um-

fasste das niederrangige Straßennetz die Erschließung al-

ler ganzjährig bewohnten Objekte und sonstiger Infra-

struktur wie Gemeindebauhöfe, Recyclinghöfe, Sportan-

lagen, etc. Weiters wurden Brückenbauwerke, Wirt-

schaftswege, Rad-/Fußverkehr und der öffentliche Verkehr

(Busbuchten, etc.) berücksichtigt. 

Erhebungsparameter

Zentrale Bestandteile der Erhebung waren: 

• Die Zuordnung der Straßenkategorie: Gemeinde-

straßen, Öffentliche Interessentenstraßen, Öffentli-

che Privatstraßen nach dem Tiroler Straßengesetz

bzw. Bringungsanlagen (Interessentenwege) nach

dem Güter- und Seilwege-Landesgesetz und Privat-

straßen. 

• Die Zuweisung der Zuständigkeit für die bauliche

Erhaltung. 

• Die Klassifizierung der Straßen und Wege nach ver-

kehrlicher Bedeutung. Zur Einteilung diente die

„Funktion“ der Straße gemäß RVS 03.01.12. (Richt-

linien und Vorschriften für das Straßenwesen). Da-

rin wird unterschieden zwischen Verbindungs-, Sam-

mel- und Anliegerstraßen. Zusätzlich wurden noch

Hofzufahrten, Wirtschaftswege (Erschließung land-

wirtschaftlicher Grundstücke im Dauersiedlungs-

raum) und Rad-/Fußwege abgegrenzt (siehe Abbil-

dung 1). 

• Die Aufnahme und Verortung von routingrelevanten

Informationen (Einbahnstraßen, Anrainerstraßen,

Fahrverbote, Fußgängerzonen usw.)

• Die Aufnahme und Verortung von Brückenbauwer-

ken gemäß Brückenrevision.

Abbildung 1: Verkehrliche Bedeutung der Straßen im Dauersiedlungsraum

24.
Projektabschluss: Straßen-Erhebung in den Tiroler Gemeinden
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Erhebungen vor Ort

Die Erhebungen wurden vor Ort auf den Gemeindeäm-

tern in Anwesenheit von sach- und ortskundigen Gemein-

demitarbeitern mit Hilfe von analogen Plänen durchge-

führt (siehe Abbildung 2). Alle aufgenommenen Daten und

Informationen basieren somit auf den Ausführungen der

bei den Erhebungen anwesenden Gemeindevertreter.  

Neben dem Orthophoto und dem in der GIP vorgehal-

tenen gesamten Straßen- und Wegenetz (hochrangiges und

niederrangiges Straßennetz inkl. Forststraßen) bildeten un-

ter anderem die Adressen und die digitale Katastralmappe

(DKM) eine wichtige Orientierungshilfe und Grundlage.

Das niederrangige Straßennetz wurde in einem ersten

Schritt auf Vollständigkeit (Erreichbarkeit aller Adressen)

und geometrische Richtigkeit (Verlauf) geprüft. In einem

zweiten Schritt erfolgte die Zuordnung vorgenannter Auf-

nahmeparameter. Parallel zu den Aufzeichnungen im Er-

hebungsplan wurden weitere Informationen im Straßen-

und Brückenverzeichnis vermerkt. Die Erhebungsdaten

wurden nach Einarbeitung in die GIP, den Gemeinden

nochmals zur Kontrolle und zur Abnahme vorgelegt (Prüf-

plan inkl. Straßen-und Brückenverzeichnis). 

Ergebnisse

Auf Basis der geprüften Unterlagen durch die Gemein-

den können nachstehende Ergebnisse präsentiert werden.

Allerdings sind mit Ende April 2016 noch Prüfunterlagen

von 17 Gemeinden ausstehend.

Zusammenfassend lässt sich das niederrangige Stra-

ßennetz in Tirol (ohne Stadt Innsbruck) mit insgesamt

13.143 km beziffern. Beinhaltet sind hier auch unterge-

ordnete Straßen und Wege, welche keine dauerhaft be-

wohnten Objekte erschließen, wie etwa Wirtschafts-, Rad-

und Fußwege. In diese Kategorie fallen 4.666 km.

Konzentriert man sich auf jene übergeordneten Straßen,

die eine zentrale verkehrliche Erschließungsfunktion in-

nerhalb einer Gemeinde übernehmen (Verbindungsstra-

ßen, Sammelstraßen, Anliegerstraßen, Hofzufahrten, sons-

tige Straßen – siehe Abbildung 1), so kann in Tirol von

8.477 km ausgegangen werden. Diese Summe lässt sich in

6.522 km öffentliche Straßen und 1.955 km private Stra-

ßen unterteilen. Eine annähernd gleiche Verteilung zeigt

sich auch bei der Zuständigkeit für die bauliche Erhaltung.

Demnach werden 5.667 km von den Gemeinden, 912 km

von Straßen- und Weginteressentschaften und 1.864 km

von Privaten erhalten.

In Abbildung 2 wird die Verteilung der genannten

8.477km nach Straßenkategorie pro Bezirk dargestellt. Gut

erkennbar ist, dass die Anzahl an Öffentlichen Interessen-

tenstraßen in den Bezirken Schwaz, Kufstein, Kitzbühel

und Lienz wesentlich höher ist als in den restlichen (west-

lichen) Bezirken. Das Verhältnis von öffentlichen zu pri-

vaten Straßen ist annähernd in jedem Bezirk gleich.

Abbildung 2: 

Gesamtlängen nie-

derrangiges Stra-

ßennetz pro Bezirk

(ohne Wirtschafts-,

Rad- und Fußwege)
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In Tabelle 1 sind jene 5 Gemeinden mit dem weitläu-

figsten Straßen- und Wegenetz im Dauersiedlungsraum

(ohne Wirtschafts-, Rad- und Fußwege) angeführt:

Tabelle 1: Tirols Gemeinden mit dem weitläufigsten

niederrangigen Straßen- und Wegenetz (ohne Stadt

Ibk.);

*Wirtschafts-, Rad- und Fußwege nicht beinhaltet

Neben den Straßeninhalten wurden auch technische

Bauten wie etwa 4.399 Brückenbauwerke als Punktinfor-

mationen aufgenommen. Weiters galt es, für das Routing

relevante Befahrbarkeitshindernisse zu lokalisieren. Dafür

wurden etwa 406 Schranken, Poller oder Ähnliches als

Punktinformationen verortet.  

Praktischer Nutzen und Aussicht

Es liegen nun aktuelle, einheitliche und flächendecken-

de Basisinformationen für das niederrangige Straßennetz

vor. Damit können einerseits verschiedene Analysen und

Auswertungen hinsichtlich Verkehrsinfrastruktur durch-

geführt werden, andererseits sind betreffend Routingsys-

teme (Verkehrsauskunft Österreich, Einsatzleitsystem

Leitstelle Tirol) qualitative Verbesserungen herbeigeführt

worden. Natürlich können nun in weiterer Folge Überle-

gungen hinsichtlich eines künftigen Erhaltungsmanage-

ments des niederrangigen öffentlichen Straßennetzes an-

gestrebt werden.

Selbstverständlich sollen den Gemeinden diese Daten

zur Verfügung gestellt werden. In einem ersten Schritt wer-

den die Ergebnisse in Form von Plänen inkl. Straßen- und

Brückenverzeichnis an die Gemeinden ausgesandt. In wei-

terer Folge sind dann die Ergebnisse über tirisMaps 2.0 zu-

gänglich bzw. abrufbar. Somit stehen auch den Gemeinden

wertvolle Basisinformationen zum Straßen- und Wegenetz

(Straßenkategorie, Straßenlängen, Verortung der Brücken,

usw.) zur Verfügung. 

Um die Aktualität der Daten auch nach dem Projekt StE-

TiG zu sichern, werden gewisse Kraftanstrengungen not-

wendig sein. Eine bedeutende Rolle in der laufenden Ak-

tualisierung der Daten kommt den Gemeinden zu. Für die

Übermittlung von Änderungen im niederrangigen Stra-

ßennetz durch die Gemeinden soll ein einfaches Melde-

wesen installiert werden. Die Umsetzung läuft bereits und

soll mit den Erfahrungswerten von einigen Gemeinden an-

gepasst und verfeinert werden. In weiterer Folge wird dann

die Freischaltung des Meldewesens für alle Gemeinden er-

folgen.

Unabhängig von der Umsetzung können natürlich jetzt

schon Änderungen an die Abteilung Geoinformation per

E-Mail übermittelt werden (geoinformation@tirol.gv.at).

Die nunmehr vorliegenden Daten sind ein guter Aus-

gangspunkt für etwaige Konzeptionen hinsichtlich eines

Erhaltungsmanagements sowie für weitere Projekte auf

Grundlage der GIP (Wanderrouten, Radrouten, etc.). Die

engagierte Mitarbeit der Gemeinden hat gezeigt, dass das

Projekt StETiG eine wertvolle Grundlagenarbeit sowohl

für die Landes- als auch für die Gemeindeverwaltungen

darstellt. Gemeinsam gilt es nun dafür zu sorgen, dass die

Daten auch ‚stetig‘ aktualisiert werden.

Mag.a Martina Falkner

Abteilung Geoinformation

��������� ��	�
�� ����������

�������	
� �������	
� ������

��������	���������	���
� �������	
� ������

��
�� �!��"� �"���	��� ��#���

$���	�����%������
� &�	��� ��'(��

)�*�+���������,���
� �������	
� ������

JUNI  2 0 1 6 5



MERKBLATT  FÜR  DIE  GEMEINDEN T IROLS

25.
Asiatischer Laubholzbockkäfer - Exotischer Schädling bedroht heimische Laubhölzer

Der Asiatische Laubholzbockkäfer (ALB) ist ein ge-

fährlicher Schädling für heimische Laubhölzer. In den letz-

ten Jahren wurde der Käfer in Mitteleuropa vor allem über

unzureichend behandeltes Verpackungsholz mit Steinim-

porten aus Asien eingeschleppt und führt zu großen Pro-

blemen.

Diese Art befällt die meisten heimischen Laubhölzer in

frischem Zustand. Bei starkem Befall sterben gesunde Bäu-

me innerhalb weniger Jahre ab. Zudem fehlen bei uns die

natürlichen Gegenspieler (Nützlinge). Der Asiatische

Laubholzbockkäfer wird weltweit zu den 100 gefährlichs-

ten invasiven Arten gezählt, daher gelten auch sehr stren-

ge Quarantänebestimmungen für Bekämpfung und Über-

wachung. Neben hohen Kosten dafür ist ein Befall auch

stets mit Einschränkungen im Warenverkehr (Holz, Pflan-

zen) verbunden.

Maßnahmen können dann effektiv durchgeführt wer-

den, wenn rasch gehandelt wird. Hier ist der Amtliche

Pflanzenschutzdienst besonders auf die Mithilfe der Be-

völkerung und von steinhandelnden Betrieben angewie-

sen.

Erkennungsmerkmale

Kreisrunde Bohrlöcher mit einem Durchmesser von 1

– 1,5 cm an Laubhölzern

Relativ grobe Holznagespäne in den Astgabeln von

Laubhölzern oder an Verpackungsholz

2 – 3,5 cm große glänzend schwarze Käfer mit weißen

Flecken auf den Flügeldecken und langen Fühlern

Larvengänge im Verpackungsholz bzw. im Laubgehölz,

gefüllt mit langen weißen Larven (bis 5 cm), Puppen oder

Käfern und Holznagespänen

Wie kann ich helfen?

Bei Verdacht ergeht die Bitte um eine möglichst rasche

Mitteilung an den Amtlichen Pflanzenschutzdienst. Nach

Möglichkeit wird jeder Verdachtsmeldung nachgegangen

und jeder Verdacht abgeklärt. 

Kontakt:

Amt der Tiroler Landesregierung

Abteilung Waldschutz

+43 512 508 4602

waldschutz@tirol.gv.at

JUNI  2 0 1 66
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26.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden Juni 2016
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27.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Juni 2016
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März 2016 April 2016

(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2015
Basis: Durchschnitt 2015 = 100 100,7 100,7

Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100 111,5 111,5

Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 122,0 122,0

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 134,9 134,9

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 142,0 142,0

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100 185,7 185,7

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100 288,6 288,6

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100 506,5 506,5

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 645,4 645,4

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 647,5 647,5

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den

Kalendermonat April 2016 beträgt 100,7 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber

dem Stand für März 2016 unverändert geblieben (März 2016 gegenüber Februar 2016

+ 0,8 %). Gegenüber April 2015 ergibt sich eine Steigerung um 0,5 % (März

2016/2015 + 0,7 %).

VERBRAUCHERPREIS INDEX 
FÜR  APRIL  2 0 1 6

(vorläufiges Ergebnis)

MEDIENINHABER (VERLEGER):

Amt der Tiroler Landesregierung, 

Abteilung Gemeinden,

6010 Innsbruck, Tel. 0512/508-2370
www.tirol.gv.at/merkblatt-gemeinden

Für den Inhalt verantwortlich: Mag. Christine Salcher

Offenlegung gemäß § 5 Mediengesetz: Medieninhaber Land Tirol

Erklärung über die grundlegende Richtung: Information der Gemeinden
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